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REPUBLIK ÖSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM FÜR JUSTIZ 

10.814-1/72 J. 
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.;. ~ 

,An gen 

der Beilagen zu den stenographischen Protokolien des Nati~.~~: ~t:· 
'4 "!IJ.-

XIII. Gesetzgebungllperiode 
. •. ".... I •• ro" , ~ 

,-, ..... 

. , 

Herrn Präsidenten des Nationalrates ~ 

. :.- ~ ) . 

Mit Beziehung auf die mir am 15.6.1972 zugekommene 

schriftliche Anfrage des Herrn Abgeordneten zum National~ 

rat Dr. Reinhart und Genossen, Z. 542/J-NR/1972~ betreffend 

Auswirkungen des neuen' Unehelichenrechts auf' die Unterhalts-

'~emessung, teile ich folgendes mitg 

1. Nach den \lahrnehmungen des Bundesministe1'iums für 

Justiz sind die Unterhaltsbeiträge für uneheliche Kinder 

diirchdie Rechtsprechung der Gerichte seit dem Inkraft­

t;re"ten' des Bundesgesetzes vom 30. Oktober 1970, BGBl.NT.142, 

über die Neuordnung der RechtsstellulJ.g des unehelichen 

Kindes zum Teil nicht unwesentlich angehoben worden. 

2. Die Erörterungen auf' der WÖsterreichischen 

Richte~roche 1972" haben diese Wahrnehmungen bestätigt. Sie 

haben gezeigt, daß sich der überwiegende Teil der öster­

reichischen Richterschaft dessen bewußt ist p daß der Ge­

setzgeber mit dem erwähnten Bundesgesetz vor allem auch 

den Zweck verfolgt hat, die Unterhaltsbeiträge für un~ 

eheliche Kinder zu crhöhen~ Allerdings hat sich bei diesen 

Erörterungen die Yahrnehmung bestätigt p daß die Rechtsprech­

ung der Gerichte auf' diesem Gebiet sehr uneinheitlich und 

noch unsicher ist. Dies ist eine Folge des Mangels eines 

einheitlichen Höchstgerichts in Unterhaltsbemessungs= 

sachen für ganz Österr.eich, . weil der Rechtszug in diesen 
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Angelegenhei tcn an den Obersten Ger.ichtshof UJlzulässig 

ist (siehe den Abs.2 des § 502 ZPO und den Abs 0 2 des 

§ 14 AußStrG)~ Aus diesen GrUnden untersche:i.det sich 

etwa sogar die Hechtsprechung verschiedener Senate 

ein und desselben Rel(ursge:i:'ichts; so geht et'\;a der 

Senat 43 des Landcsgerichts :für Zivilrechtssachen Wien 

von bestimmten, betragsm~ßig festgelegten Mindest-

.unterhaltssätzen aus, der Senat 4 l l- desselben Gerichts­

hofs spricht hingegen im Regelfall dem Kind 17 VeR. des 

Nettoeinkommens des Un"tcrj.-J.al tsp:fli~htigen ZUo Die TI.echts-
\ 

mittelgerichi;e :Ln den Bt.UldesländGrn. gleichen sich zum 

Te:!..l diesen Grundßätzen an, zum '7'ei1 gehen sie eigene 

liege •. 

Diese Verschiedenhei. tell undUns:i.cherhei ten . , 
SJ..!lQ. 

von den 'I'eilneh111ern der llÖzterreichischen Richter'i·,;oche 

1972 H allgemein bedauert worden. Sie haben das Dundes­

ministerium für Justiz ersucht 9 eine Aussprache zwischfll"1 

Vertretern der Rechtsmi tte.lgerichte, d,~r nechtsanval i.:-

'[ ; sc,ha:ft, der Notare und der Jugendwohl:fahrtshchörden zu 

ve:canstal ten, die der Beseitigung dieser Lage dienen 

soll; ein solches Vorgehen ist von den_. TGilneh.lTIe:cn als 

z"\feckmäßige:.:.' und ~:;ielf'ührender eracl1.tet"rorden als etKß 

ein Vel'such des BUlldesminJsteriums :für .Justiz, durch 
" 

einen Erlaß ode:.." ein Rundschreiben auf' eine· 'Vereinhei t-

.1:.i.chung der Rechtsprechung hinzuwirken. Außerdem ist 

das Bundcsministeri um :für Justiz ersucht worden, mit 

dem österreichischen stat~stischen Zentralamt Verbindung 

aufzunehmen, tun Unte:rlagen über den. Hindestbodar:f von 

Kindern verschiedener Altersstufen in Österreich zu 

erlangen; diese Unterlagen ?ollten den Gerichten als 

Hil:fsmi ttel für die Be'nrteilung der Bedür!~nisse eines 

unterhaltsberechtigten Kindes zur Ver.f'Ugung gestellt 

werden. 

30 Ich beabsichtige, diese Anregungen dor 

nÖsterreichischen Richterwoche 1972" aufzugreifen. Die 

vorgeschlagene Tagung -wird im Spätherbst 1972 statt-

finden, mit dem Österreichischen Statistischen Zentral-

amt is"i; bereits Verbindung a.uf'genommen llOrden. 

14. Juli 1972 

Der Bundesminister: 
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